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Text 

Kündigung und Aufhebung von Unterpachtverträgen. 

§ 12. (1) Unterpachtverträge können nur zum 31. März oder 30. November eines jeden Jahres unter 
Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist gekündigt werden. 

(2) Der Generalpächter kann den Unterpachtvertrag, gleichgültig, ob er auf unbestimmte oder 
bestimmte Zeit abgeschlossen ist, nur aus wichtigen Gründen kündigen. Als ein wichtiger Grund ist 
insbesondere anzusehen, wenn 

 a) der Unterpächter mit der Zahlung des Unterpachtzinses, von Umlagen oder Beiträgen, zu deren 
Zahlung er nach den Bestimmungen des Unterpachtvertrages oder nach den Satzungen des 
Kleingärtnervereines oder Verbandes der Kleingärtnervereine verpflichtet ist, trotz einer nach 
Eintritt der Fälligkeit mittels eingeschriebenen Briefes ausgesprochenen Mahnung länger,als 
einen Monat im Rückstande bleibt; 

 b) der Unterpächter durch sein rücksichtsloses, anstößiges oder sonst grob ungehöriges Verhalten 
anderen Kleingärtnern das Zusammenleben verleidet; 

 c) der Unterpächter sich gegenüber dem Grundeigentümer oder dem Generalpächter oder deren 
Organen, einem Mitglied oder Organ des Kleingärtnervereines oder Verbandes der 
Kleingärtnervereine einer strafbaren Handlung gegen das Eigentum, die Sittlichkeit oder die 
körperliche Sicherheit schuldig macht, sofern es sich nicht um Fälle handelt, die nach den 
Umständen als geringfügig zu bezeichnen sind; 

 d) der Unterpächter den Kleingarten ohne zwingenden Grund länger als ein Jahr nicht im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 verwendet oder trotz erfolgter Mahnung die ihm bekanntgegebenen erheblichen 
Bewirtschaftungsmängel innerhalb einer schriftlich gesetzten angemessenen Frist nicht abstellt; 

 e) der Unterpächter den Kleingarten trotz erfolgter Mahnung – sei es gärtnerisch, sei es anderweitig 
– erwerbsmäßig nutzt oder gegen die Bestimmung des § 3 Abs. 1 oder 3 verstößt. 
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(3) In den Fällen des Abs. 2 lit. b und c steht dem Verhalten des Unterpächters das Verhalten der 
seinen Garten besuchenden Personen gleich, sofern er es unterläßt, die ihm mögliche Abhilfe zu schaffen. 

(4) Als Kündigungsgrund nach Abs. 2 lit. b und c kann ein Verhalten des Unterpächters oder der im 
Abs. 3 genannten Personen nicht herangezogen werden, wenn seither mehr als ein halbes Jahr verstrichen 
ist. 

(5) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 4 sowie des § 7 Abs. 1 und 4 sind auf Unterpachtverträge 
sinngemäß anzuwenden. 

(6) Wenn ein Unterpächter, dem nur aus dem Grunde des Abs. 2 lit. a gekündigt wurde und den an 
dem Zahlungsrückstand kein grobes Verschulden trifft, vor Schluß der der Entscheidung des Gerichtes 
erster Instanz unmittelbar vorangehenden Verhandlung den geschuldeten Betrag entrichtet, ist die 
Kündigung aufzuheben. Der Unterpächter hat jedoch dem Generalpächter die Kosten des Verfahrens zu 
ersetzen, soweit ihn ohne seine Zahlung eine Kostenersatzpflicht getroffen hätte. Ist die Höhe des 
geschuldeten Betrages strittig, so hat das Gericht vor Schluß der Verhandlung darüber durch Beschluß zu 
entscheiden. Ist jedoch auch die Angemessenheit des Unterpachtzinses strittig, so hat das Gericht das 
Verfahren zu unterbrechen und die Entscheidung der Bezirksverwaltungsbehörde (§ 11 Abs. 4) 
einzuholen; nach Rechtskraft dieser Entscheidung hat es das unterbrochene Verfahren von Amts wegen 
aufzunehmen. 
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